
Interpellation Nr. 13 (März 2014)  
betreffend Lehre und Forschung und Allgemein 

14.5083.01 
 

Nach den Ergebnissen der SVP Masseneinwanderungsinitiative steht fest, dass die Schweiz 
geteilt ist. Die ländlichen, finanzschwachen Regionen stehen den städtischen und finanzstarken 
Regionen gegenüber, die oft auch Lehre und Forschung betreiben. Die Kantonsgrenzen spielen 
dabei eine untergeordnete Rolle. Basel-Stadt hat als Stadtkanton die Initiative abgelehnt, auch in 
dem Wissen, was diese Initiative für konkrete Auswirkungen hat. 

Gerade im Bereich der Lehre und Forschung steht Basel-Stadt im interkantonalen Vergleich stark 
da. Mit dem Wissen, dass bis zur Umsetzung auf nationaler Ebene noch bis zu drei Jahren 
vergehen können, möchte die Interpellantin die Regierung um die Beantwortung folgender Fragen 
bitten: 

1. Allgemein: 

a) Wie viele Grenzgängerinnen passieren täglich die Grenze um in Basel-Stadt zu arbeiten? 

b) Wie viele Steuern bezahlen diese Personen? 

c) Wie hoch schätzt die Regierung die kantonalen administrativen Kosten ein um eine 
Kontingentierung um- und durchzusetzen? 

2. Lehre 

a) Erasmus: Das Dossier "Erasmus+", das den Austausch von Studierenden, Lehrlingen, 
Schülern und Lehrpersonal fördert, wird von diesem nationalen Entscheid ebenfalls 
betroffen sein.  
- Welche Konsequenzen hätte ein Abbruch, resp. ein "Austritt" aus diesem Dossier für 
 Basel-Stadt? Inwiefern wurde Basel die Verhandlungen miteinbezogen? Hat sich dies 
 nach der nationalen Abstimmung verändert? 
- Wie gedenkt die Regierung mit dieser Herausforderung umzugehen?  
- Wie viele StudentInnen der Universität Basel (immatrikuliert) nehmen an einem der 
 Erasmus-Programme teil (prozentual zu denen Studentinnen, die während ihrer 
 Unikarriere nie an einem Erasmusprogramm teilnehmen)? 

3. Forschung 

a) Horizon 2020: Laut Medien ist zu verlauten, dass die EU die Verhandlungen des 
Forschungs- und Innovationsprogramms der EU mit der Schweiz sistiert hat. 

- Welche Konsequenzen entstehen für den Forschungsstandort Basel, wenn die Schweiz 
 bei diesem Abkommen nicht dabei sein wird? 

- Wie gedenkt der Regierungsrat mit dieser Herausforderung umzugehen? 

b) Life science: Bekanntlich arbeiten hochqualifizierte Arbeitnehmerinnen bei den grossen 
(internationalen) Firmen. Es kann davon ausgegangen werden, dass eine 
Kontingentierung auch jene Arbeitsplätze betreffen kann. 

- Wie hoch ist die Anzahl von Hochqualifizierten im Life science Bereich (ausserhalb der 
 EU), die in Basel-Stadt arbeiten? 

- Wie hoch ist die Anzahl von Hochqualifizierten im life science Bereich (innerhalb der 
 EU), die in Basel-Stadt arbeiten und wohnen? (temporär oder dauerhaft) (Falls diese 
 Anzahl relativ gesehen hoch ist) sieht die Regierung eine Möglichkeit diese Stellen 
 anderweitig zu besetzen ohne dass Basel-Stadt an Innovation und Forschung 
 verliert?  
- Rechnet die Regierung aufgrund des zusätzlichen Aufwands mit einer Abwanderung 
 von Firmen, wenn die Kontingente eingeführt werden sollten? 
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